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Einladung
zur ordentlichen 
Hauptversammlung

Informationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 
AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie Tabelle 3 des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 

Wir laden hiermit unsere 
Aktionäre zu der am Montag, 
dem 19. Juli 2021, 10:00 Uhr, 
im Großen Vorlesungssaal 
(2.Stock) des Sinocur 
Präventionszentrums, 
Bahnhofstraße 15,  
93444 Bad Kötzting, 
stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung ein.

Titelbild: 
Aussichtsturm des Baumwipfelpfad 
Usedom mit Blick auf die Ostsee

Art der Angabe Beschreibung

A. Inhalt der Mitteilung

1.  Eindeutige 
Kennung des 
Ereignisses

EAD072021oHV

2.  Art der  
Mitteilung

Einladung zur Hauptversammlung

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: NEWM]

B. Angaben zum Emittenten

1. ISIN DE0001644565

2.  Name des  
Emittenten

Erlebnis Akademie AG

C. Angaben zur Hauptversammlung

1.  Datum der  
Hauptver- 
sammlung

19.07.2021 

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: 20210719]

2.  Uhrzeit der  
Hauptver- 
sammlung

10:00 Uhr (MESZ)

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: 08:00 UTC]

3.  Art der  
Hauptver- 
sammlung

Ordentliche Hauptversammlung

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: GMET]

4.  Ort der  
Hauptver- 
sammlung

Großer Vorlesungssaal des Sinocur 
Präventionszentrum, Bahnhofstraße 
15, 93444 Bad Kötzting

5.  Aufzeichnungs- 
datum

28.06.2021 (00:00 Uhr MESZ)

[im Format gemäß Durchführungsver-
ordnung (EU) 2018/1212: 20210627]

6.  Uniform Resource 
Locator (URL) 

www.eak-ag.de/eakag/investo-
ren/hauptversammlung/
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6.  Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden 
Genehmigten Kapitals 2017 / I und die Schaffung eines 
neuen Genehmigten Kapitals sowie über die entspre-
chende Änderung der Satzung

Der Vorstand der Gesellschaft wurde durch Beschluss der 
Hauptversammlung vom 04.07.2017 ermächtigt, das Grund-
kapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
gegen Bar - und / oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals 
um insgesamt bis zu € 784.165,00 durch Ausgabe neuer 
Aktien zu erhöhen, wobei das Bezugsrecht der Aktionäre 
in bestimmten Fällen ausgeschlossen werden kann. Diese 
Ermächtigung wurde am 13.07.2017 als Genehmigtes Kapi-
tal 2017 / I in das Handelsregister eingetragen. Von dieser 
Ermächtigung wurde in Höhe von € 537.950,00 teilweise 
Gebrauch gemacht. 

Es soll vorgeschlagen werden, dieses Genehmigte Kapital 
aufzuheben und durch eine neue Ermächtigung zu erset-
zen, damit der Vorstand in vollem Umfang über die not-
wendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt und 
auch künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft 
den geschäftlichen Erfordernissen anpassen kann.

Dabei soll sichergestellt werden, dass die Aufhebung des 
bestehenden Genehmigten Kapitals, das in § 4 Abs. 5 der 
Satzung festgeschrieben ist, nur wirksam wird, wenn an 
dessen Stelle ein neues Genehmigtes Kapital tritt.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu 
beschließen:

a)  Aufhebung des bestehenden Genehmigten Kapitals 
2017 / I

  Das Genehmigte Kapital in § 4 Abs. 5 der Satzung der 
Erlebnis Akademie AG, das im Handelsregister als Ge-
nehmigtes Kapital 2017 / I eingetragen ist, und zugleich 
die gesamte Regelung in § 4 Abs. 5 der Satzung der 
Gesellschaft werden mit Wirkung auf den Zeitpunkt der 
Eintragung des nachfolgend zu Buchstabe b) bestimm-

Tagesordnung
1.  Vorlage des festgestellten und geprüften  

Jahresabschlusses der Erlebnis Akademie AG zum  
31. Dezember 2020, des Lageberichts sowie des  
Berichts des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahres-
abschluss am 25. Mai 2021 gebilligt. Der Jahresabschluss ist 
damit festgestellt. Entsprechend den §§ 172, 173 AktG ist zu 
diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung vor-
gesehen. Die unter diesem Tagesordnungspunkt genann-
ten Unterlagen sind der Hauptversammlung vorzulegen.

Die genannten Unterlagen sind für denselben Zeitraum auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter www.eak-ag.de/
eakag/investoren/finanzberichte abrufbar und werden 
zudem während der Hauptversammlung ausliegen.

2.  Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzge-
winns aus dem Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn 
in Höhe von € 4.492.017,56 auf neue Rechnung vorzutra-
gen.

3.  Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für 
das Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand  
Entlastung für das Geschäftsjahr 2020 zu erteilen.

4.  Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2020

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern 
des Aufsichtsrats Entlastung für das Geschäftsjahr 2020 zu 
erteilen.

5. Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2021

Der Aufsichtsrat schlägt vor, den Wirtschaftsprüfer und 
Steuerberater Norbert Power-Feitz, Herzog-Heinrich-Str. 
10, 80336 München zum Abschlussprüfer für den Jahres-
abschluss 2021 zu wählen.
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des Wirksamwerdens des genehmigten Kapitals gül-
tigen Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien 
unter Bezugsrechtsausschluss erfolgt;

 3.  wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) 
zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen erfolgt;

 4.  soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die 
neuen Aktien zeichnet und sichergestellt ist, dass 
den Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht einge-
räumt wird;

 5.  wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen In-
teresse der Gesellschaft liegt.

  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrech-
te und die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapital- 
erhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2021 / I 
festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die 
Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilwei-
ser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus 
dem Genehmigten Kapital 2021 / I oder nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist entsprechend der Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2021 / I anzupassen.

  Die Regelung in § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft 
wird wie folgt vollständig neu gefasst:

  „5. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 18.07.2026 das Grundkapital der 
Gesellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um 
bis zu insgesamt € 1.212.428,00 durch Ausgabe neuer auf 
den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar - und / oder 
Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021 / I). 
Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Die neuen Aktien können auch von einem vom Vorstand 
bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung übernom-

ten neuen Genehmigten Kapitals 2021 / I in das Handels-
register der Gesellschaft aufgehoben. 

b)  Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2021 / I und Sat-
zungsänderung

  Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats bis zum 18.07.2026 das Grundkapital der Ge-
sellschaft einmalig oder in Teilbeträgen mehrmals um bis 
zu insgesamt € 1.212.428,00 durch Ausgabe neuer auf 
den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar - und / oder 
Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021 / I). 
Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Die neuen Aktien können auch von einem vom Vorstand 
bestimmten Kreditinstitut mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittel-
bares Bezugsrecht). 

  Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
berechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen,

 1. zum Ausgleich von Spitzenbeträgen,

 2.  bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien, für die das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs 
der bereits börsennotierten Aktien nicht wesent-
lich unterschreitet und die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % 
des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar 
weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung; auf die Grenze von 10 % des Grund-
kapitals sind diejenigen Aktien anzurechnen, die 
unter Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. Auf die 
Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals ist deshalb 
auch die Veräußerung eigener Aktien anzurechnen, 
wenn die Veräußerung auf Grund einer im Zeitpunkt 
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  Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte und 
die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die weiteren 
Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen 
aus dem Genehmigten Kapital 2021 / I festzulegen. Der 
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Er-
höhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 
2019 / I oder nach Ablauf der Ermächtigungsfrist entspre-
chend der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 / I 
anzupassen.“

c) Weisung an den Vorstand

  Um sicherzustellen, dass die Aufhebung des bestehen-
den Genehmigten Kapitals 2017 / I nicht wirksam wird, 
ohne dass an seine Stelle das neue Genehmigte Kapital 
2021 / I tritt, wird der Vorstand angewiesen, die Aufhe-
bung des bisherigen Genehmigten Kapitals 2017 / I mit 
der Maßgabe zur Eintragung in das Handelsregister 
anzumelden, dass die Aufhebung nur eingetragen wird, 
wenn gleichzeitig das neue Genehmigte Kapital 2021 / I 
eingetragen wird.

Bericht des Vorstands an die Hauptver-
sammlung zu Tagesordnungspunkt 6 
(Genehmigtes Kapital 2021/I)

Der Vorstand hat den nachfolgenden schriftlichen Bericht an 
die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 6 (Genehmig-
tes Kapital 2021 / I) gemäß § 203 Abs. 2, § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG erstattet.

Vorstand und Aufsichtsrat der Erlebnis Akademie AG schlagen 
der Hauptversammlung am 19. Juli 2021 die Schaffung eines 
neuen genehmigten Kapitals vor. Die derzeitige Ermächtigung 
wurde teilweise ausgenutzt. Um der Gesellschaft nunmehr 
vollumfängliche kursschonende Möglichkeiten zu eröffnen, 

men werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares 
Bezugsrecht). 

  Der Vorstand ist mit Zustimmung des Aufsichtsrats be-
rechtigt, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre aus-
zuschließen,

 1.  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen,

 2.  bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien, für die das Bezugs-
recht ausgeschlossen wird, den Börsenkurs der bereits 
börsennotierten Aktien nicht wesentlich unterschreitet 
und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgege-
benen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt 
der Ausübung dieser Ermächtigung; auf die Grenze 
von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 
anzurechnen, die unter Bezugsrechtsausschluss in 
unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 
wurden. Auf die Begrenzung auf 10 % des Grundkapi-
tals ist deshalb auch die Veräußerung eigener Aktien 
anzurechnen, wenn die Veräußerung aufgrund einer 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des genehmigten 
Kapitals gültigen Ermächtigung zur Veräußerung eige-
ner Aktien unter Bezugsrechtsausschluss erfolgt;

 3.  wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage(n) zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen erfolgt;

 4.  soweit ein Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neu-
en Aktien zeichnet und sichergestellt ist, dass den 
Aktionären ein mittelbares Bezugsrecht eingeräumt 
wird;

 5.  wenn die Kapitalerhöhung im wohlverstandenen Inte-
resse der Gesellschaft liegt.
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aufgrund ihres Aktienbesitzes nicht ausschließlich volle Ak-
tienstückzahlen zum Bezug zugeteilt werden können. Die 
Spitzenbeträge und deren Wert je Aktionär sind in der Regel 
gering. Der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 
Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge ist erheblich hö-
her. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient 
daher der Praktikabilität und der erleichterten Durchführung 
einer Aktienausgabe. Die als sog. freie Spitzen vom Bezugs-
recht der Aktionäre dann ausgeschlossenen Aktien werden 
bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spit-
zenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den Aus-
schluss des Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich ge-
rechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen.

Bezugsrechtsausschluss bei Barkapitalerhöhungen gemäß 
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats außerdem ausgeschlossen werden können, wenn 
die Aktien nach § 203 Abs. 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet und wenn der auf die ausgegebenen 
Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag die in § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG festgelegte Grenze von 10 % des Grundkapitals 
nicht übersteigt. Es wird damit von der vom Gesetzgeber in  
§ 186 Abs. 3 S. 4 AktG eröffneten Möglichkeit des erleich-
terten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht. Die 
Ermächtigung setzt die Gesellschaft in die Lage, auch kurz-
fristig einen Kapitalbedarf zu decken und auf diese Weise sich 
ergebende Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen. Der 
Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht ein sehr schnelles 
Agieren und eine Platzierung nahe am Börsenkurs, das heißt 
ohne den bei Bezugsemissionen üblichen Abschlag. Weder 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch 
im Zeitpunkt ihrer Ausübung darf diese Kapitalerhöhung 10 % 
des bestehenden Grundkapitals übersteigen. Auf diese 10 % 
sind diejenigen Aktien anzurechnen, die unter Bezugsrechts-
ausschluss in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert wurden. 
Mit dieser Begrenzung wird dem Bedürfnis der Aktionäre 

auf Marktgegebenheiten zu reagieren und um sowohl Bar- als 
auch Sachkapitalerhöhungen zu ermöglichen, soll die Verwal-
tung der Gesellschaft erneut ermächtigt werden, das Grund-
kapital der Gesellschaft durch die Ausgabe von neuen, auf den 
Inhaber lautende Stückaktien bestmöglich zu erhöhen. 

Insgesamt soll das Grundkapital um bis zu € 1.212.428,00 
einmalig oder mehrmalig gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien erhöht werden können. Die Ermächtigung soll auf 
die längste gesetzlich zulässige Frist von fünf Jahren erteilt 
werden. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe neuer 
Aktien aus dem genehmigten Kapital soll die Gesellschaft in 
die Lage versetzen, kurzfristig auf Finanzierungserfordernisse 
reagieren zu können. Durch die Ermächtigung des Vorstands, 
das Grundkapital im Rahmen des Beschlussvorschlags ohne 
weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen, soll der 
Vorstand außerdem in die Lage versetzt werden, ohne Bean-
spruchung der Kapitalmärkte Unternehmen, Unternehmen-
steile oder Beteiligungen an Unternehmen von Dritten gegen 
Ausgabe von Aktien zu erwerben oder sich mit diesen zusam-
menzuschließen. 

Bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals haben die Aktionä-
re grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien. 

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter 
bestimmten Voraussetzungen auszuschließen. Der Vorstand 
erstattet daher diesen Bericht gemäß § 203 Abs. 2 AktG i.V.m. 
§ 186 Abs. 4 S. 2 AktG über die Gründe für den Ausschluss des 
Bezugsrechts. 

Bezugsrechtsausschluss bei Spitzenbeträgen

Die vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugs-
rechts für Spitzenbeträge soll die Abwicklung der Aktienaus-
gabe mit einem grundsätzlichen Bezugsrecht der Aktionäre 
erleichtern. Spitzenbeträge können sich aus der Höhe des 
vom Vorstand im Rahmen der Ermächtigung festzulegenden 
Emissionsvolumens und dem Bezugsverhältnis ergeben, wenn 
nicht alle neu auszugebenden Aktien gleichmäßig auf alle 
Aktionäre verteilt werden können, so z. B. wenn Aktionären 
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fristige Befassung der Hauptversammlung und Umsetzung 
eines Beschlusses nicht möglich wäre. Konkrete Erwerbsvor-
haben, zu deren Durchführung das Kapital mit Bezugsrechts-
ausschluss erhöht werden soll, bestehen gegenwärtig nicht. 
Durch die Höhe des vorgeschlagenen neuen genehmigten 
Kapitals in Höhe von 50 % des bestehenden Grundkapitals soll 
sichergestellt werden, dass auch größere Akquisitionen, sei es 
gegen Barleistung, sei es gegen Aktien oder eine Kombination 
von Barleistung und Aktien, finanziert werden können. Wenn 
sich Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, Unter-
nehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. von 
Sachwerten konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prü-
fen, ob er vom genehmigten Kapital Gebrauch machen soll. Er 
wird dies nur dann tun, wenn der Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
bzw. von Sachwerten gegen Gewährung von Aktien der Ge-
sellschaft im wohlverstandenen Interesse derselben liegt. Er 
wird hierbei auch prüfen, ob das konkrete Vorhaben in Über-
einstimmung mit dem satzungsmäßigen Unternehmensgegen-
stand steht und ob die konkreten Tatsachen von der abstrak-
ten Umschreibung des Vorhabens im Ermächtigungsbeschluss 
gedeckt sind. Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
wird auch der Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung 
zum Bezugsrechtsausschluss erteilen. Bei der Festlegung der 
Bewertungsrelation wird der Vorstand darauf achten, dass 
die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. 
Der Vorstand wird sich bei der Bemessung des Wertes der als 
Gegenleistung gewährten Aktien am Börsenpreis der Aktien 
der Gesellschaft orientieren und ferner sicherstellen, dass der 
Wert der zu erwerbenden Unternehmen, Unternehmensteile 
oder Beteiligungen an Unternehmen bzw. der Sachwerte in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem Wert der hierfür als 
Gegenleistung gewährten Aktien steht.

Mittelbares Bezugsrecht

Der Vorstand soll ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, soweit ein ge-
eigneter Dritter, der nicht Kreditinstitut ist, die neuen Aktien 
mit der Verpflichtung übernimmt, sie den Aktionären so zum 
Bezug anzubieten, wie diese ohne Ausschluss des Bezugs-

nach Verwässerungsschutz für ihren Anteilsbesitz Rechnung 
getragen. Jeder Aktionär kann zur Aufrechterhaltung seiner 
Beteiligungsquote Aktien zu annähernd gleichen Bedingungen 
am Markt erwerben, da die neuen Aktien nahe am Börsen-
kurs ausgegeben werden. Es wird daher sichergestellt, dass 
in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 
Abs. 3 S. 4 AktG die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsin-
teressen der Aktionäre bei einer Ausnutzung des genehmigten 
Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen ge-
wahrt werden.

Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen

Der Vorstand soll überdies ermächtigt sein, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Sachkapitalerhöhungen 
auszuschließen. Hiermit soll der Vorstand in die Lage versetzt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in geeigneten Fäl-
len Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen an 
Unternehmen bzw. Sachwerte gegen Überlassung von Aktien 
der Gesellschaft, auch im Wege des Unternehmenszusam-
menschlusses, erwerben zu können. Hierdurch soll die Gesell-
schaft die Möglichkeit erhalten, auf nationalen und internatio-
nalen Märkten rasch und erfolgreich auf vorteilhafte Angebote 
oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen bzw. 
von Sachwerten an Unternehmen oder zum Zusammenschluss 
mit Unternehmen reagieren zu können. Nicht selten ergibt 
sich aus Verhandlungen die Notwendigkeit, als Gegenleistung 
nicht Geld, sondern Aktien bereitzustellen. Um den Erwerb 
auch in diesen Fällen durchführen zu können, muss die Gesell-
schaft erforderlichenfalls die Möglichkeit haben, kurzfristig 
ihr Kapital unter Bezugsrechtsausschluss gegen Sacheinlagen 
zu erhöhen. Der Ausgabebetrag für die Aktien wird dabei vom 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter angemes-
sener Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und 
der Aktionäre festgelegt. Die kurzfristige Einberufung einer 
außerordentlichen Hauptversammlung zur Beschlussfassung 
über eine Kapitalerhöhung kommt hierfür meist nicht in Be-
tracht, da zum einen mit der Einberufung und Abhaltung der 
Hauptversammlung hohe Kosten verbunden sind, zum ande-
ren aufgrund der bestehenden Einberufungsfristen eine kurz-
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Freiwillige Hinweise der Gesellschaft

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 Abs. 
3 AktG i. V. m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der Einberufung der 
Hauptversammlung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz 
der Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und der 
Tagesordnung sowie der untenstehenden Adressen verpflich-
tet. Nachfolgende Hinweise erfolgen freiwillig, um unseren 
Aktionären die Teilnahme an der Hauptversammlung zu er-
leichtern:

Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts in der Hauptversammlung sind gemäß § 15 
der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei 
der Gesellschaft unter nachstehender Adresse, Telefax-Num-
mer oder E-Mail-Adresse unter Nachweis ihres Aktienbesit-
zes spätestens bis zum Ablauf des 12. Juli 2021 (24.00 Uhr 
MESZ) in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache anmelden:

Erlebnis Akademie AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland

Telefax: +49 89 / 88 96 906 33 
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Der Nachweis des Aktienbesitzes muss sich auf den Beginn des 
21. Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf Montag, den 
28. Juni 2021 (00.00 Uhr MESZ), beziehen. Der Nachweis des 
Aktienbesitzes ist durch eine Bestätigung in Textform (§ 126b 
BGB) in deutscher oder englischer Sprache durch das depot-
führende Institut zu erbringen.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft werden den Aktionären 

rechts insoweit bezugsberechtigt wären. Dabei handelt es sich 
zwar der Sache nach um einen Ausschluss des Bezugsrechts; 
es wird jedoch sichergestellt, dass die Aktionäre - wie bei 
Einräumung eines mittelbaren Bezugsrechts nach § 186 Abs. 
5 AktG - Aktien zeichnen können und damit nicht schlechter 
stehen wie bei Einräumung eines mittelbaren Bezugsrechts 
nach § 186 Abs. 5 AktG. Die Gesellschaft wird insbesondere 
prüfen, ob es einen hinreichenden sachlichen Grund für die 
Einschaltung eines Zeichners gibt, der nicht die Vorausset-
zungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllt, d. h. nicht Kreditinstitut 
oder ein nach § 53 Abs. 1 S. 1 oder § 53 b Abs. 1 S. 1 oder Abs. 
7 KWG tätiges Unternehmen ist. Die Gesellschaft wird ferner 
sämtliche zumutbaren Anstrengungen im Hinblick auf das 
Zuteilungsverfahren unternehmen, um die mittelbare Bezugs-
möglichkeit der Aktionäre sicherzustellen. Die Gesellschaft 
erhält hierdurch die Möglichkeit, die Kapitalerhöhung gege-
benenfalls auch ohne die Einschaltung eines Kreditinstituts 
oder eines nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unterneh-
mens in voller Höhe gegebenenfalls in anderen Märkten sowie 
kostengünstiger zu platzieren.

Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen Interesse 
der Gesellschaft

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 
wenn der Bezugsrechtsausschluss im wohlverstandenen 
Interesse der Gesellschaft liegt. Der Vorstand soll somit die 
Möglichkeit erhalten, für nicht vorhersehbare Fälle das Be-
zugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Der Vorstand wird in 
jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung 
zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird es nur dann tun, 
wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichts-
rats im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und da-
mit ihrer Aktionäre liegt. Im Einzelfall sind Fallgruppen denk-
bar, bei denen das Interesse der Gesellschaft das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen das Interesse der Aktionäre am 
Verwässerungsschutz deutlich überwiegt.
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und fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird. Dieses steht 
auch unter www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptver-
sammlung/ zum Herunterladen zur Verfügung.

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Haupt-
versammlung durch den Bevollmächtigten am Versammlungs-
ort erbracht werden. Ferner kann der Nachweis der Bevoll-
mächtigung der Gesellschaft an die nachfolgend genannte 
Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse übermittelt 
werden:

Erlebnis Akademie AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland

Telefax: +49 89 / 88 96 906 55 
E-Mail: eak@better-orange.de

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft be-
nannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten 
lassen. Auch im Falle einer Bevollmächtigung der Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft sind eine form- und fristgerechte 
Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes nach den 
vorstehenden Bestimmungen erforderlich. 

Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, 
weisungsgemäß abzustimmen. Den Stimmrechtsvertretern 
der Gesellschaft steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein 
eigener Ermessensspielraum zu. Die Beauftragung der Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft zur Widerspruchserklärung 
sowie der Stellung von Anträgen und Fragen ist nicht möglich.

Vor der Hauptversammlung können Vollmacht und Stimm-
rechtsweisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
z. B. unter Verwendung der hierfür vorgesehenen Formulare er-
teilt werden, die die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte 
erhalten. Diese stehen auch unter www.eak-ag.de/eakag/in-
vestoren/hauptversammlung/ zum Download zur Verfügung.

Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft, die im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt werden, 

Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. Um den 
rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten 
wir die Aktionäre, frühzeitig für die Übersendung des Nachwei-
ses ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
Die zugeschickten bzw. am Versammlungsort hinterlegten 
Eintrittskarten sind lediglich organisatorische Hilfsmittel und 
keine Voraussetzung für die Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und die Ausübung des Stimmrechts.

Verfahren für die Stimmabgabe / Stimmrechtsvertretung

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung 
auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. durch ein Kreditinsti-
tut, eine Aktionärsvereinigung oder eine andere Person seiner 
Wahl ausüben lassen. Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind 
eine form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis 
der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts nach den vorstehenden 
Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr 
als eine Person, so ist die Gesellschaft gemäß § 134 Abs. 3 Satz 
2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von diesen zurückzuwei-
sen.

Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an ein Kreditinstitut 
oder eine Aktionärsvereinigung oder eine andere der in § 135 
AktG gleichgestellten Institutionen oder Personen erteilt wer-
den, der Widerruf dieser Vollmachten und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen dabei 
der Textform (§ 126b BGB).

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder eine der in § 135 AktG gleichgestellten Institutionen oder 
Personen mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen 
wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu be-
vollmächtigende Institution oder Person möglicherweise eine 
besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese gemäß  
§ 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir 
bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Be-
vollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet 
werden kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, 
welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- 
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Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, 
wenn sie während der Hauptversammlung mündlich gestellt 
werden. Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Haupt-
versammlung Gegenanträge und Wahlvorschläge zu den 
verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige 
und fristgerechte Übermittlung an die Gesellschaft zu stellen, 
bleibt unberührt.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Gemäß § 30b Absatz 1 Nr. 1 WpHG wird mitgeteilt, dass zum 
Zeitpunkt der Einberufung das Grundkapital der Erlebnis Aka-
demie AG € 2.424.856,00 beträgt und in 2.424.856 nennwert-
lose Stückaktien eingeteilt ist. Jede Aktie gewährt ein Stimm-
recht. Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung keine eigenen Aktien. 

Hinweis zum Datenschutz

Europaweit gelten seit dem 25. Mai 2018 neue Regelungen 
zum Datenschutz. Der Schutz Ihrer Daten und deren rechts-
konforme Verarbeitung haben für uns nach wie vor einen 
hohen Stellenwert. In unseren erweiterten Datenschutzhin-
weisen haben wir alle Informationen zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten unserer Aktionäre übersichtlich an einer 
Stelle zusammengefasst. Die Datenschutzhinweise finden Sie 
unter dem folgenden Link auf unsere Datenschutzerklärung 
(pdf-Datei): www.eak-ag.de/eakag/datenschutz/Daten-
schutzerklaerung.pdf 

Corona-bedingte Hinweise:

Um die Risiken einer Infektion mit dem SARS-CoV-2-Virus zu 
minimieren, besteht vor, während und nach der Hauptversamm-
lung Maskenpflicht in den Räumen des Präventionszentrums.
Wir bitten um Ihr Verständnis, dass wir diesmal ausnahmswei-
se auch kein Catering anbieten!

Bad Kötzting, im Juni 2021

Erlebnis Akademie AG 
Der Vorstand

sollen aus organisatorischen Gründen spätestens zum Ablauf 
des 15. Juli 2021 (24.00 Uhr MESZ) unter der vorstehenden 
Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingehen. 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemelde-
ten und in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären, 
Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft auch während der 
Hauptversammlung mit der weisungsgebundenen Ausübung 
des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Weitere Informationen zur Bevollmächtigung der Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft stehen den Aktionären unter www.
eak-ag.de/eakag/investoren/hauptversammlung/ zur Ver-
fügung.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären:

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvorschläge 
im Sinne des § 127 AktG sind ausschließlich an die folgende 
Anschrift zu richten:

Erlebnis Akademie AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
D-81241 München

Telefax: +49 89 / 88 96 906 66 
E-Mail: antraege@better-orange.de

Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschläge von 
Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den Punkten der Tagesord-
nung, die spätestens zum Ablauf des 4. Juli 2021 (24.00 Uhr 
MESZ) bei der vorstehenden Anschrift eingehen und die die 
weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der Gesellschaft zur 
Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, werden 
einschließlich des Namens des Aktionärs, einer Begründung 
(Wahlvorschläge müssen jedoch nicht begründet werden) und 
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter der Inter-
netadresse www.eak-ag.de/eakag/investoren/hauptver-
sammlung/ veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge 
werden nicht berücksichtigt.



Aussichtsturm des Baumwipfelpfad Elsass (FR); das Foto  
entstand wenige Wochen vor der Eröffnung im Mai 2021. 


